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2. Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 3 ist dahin gehend auszulegen, 
daß die Versicherungseinrichtung des 

Herkunftsstaats den Grundsatz der 
Territorialität nicht auf Leistungen bei 
Invalidität anwenden darf. 

In der Rechtssache 92/81 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag von der 
Dritten Kammer der belgischen Cour de cassation in dem bei diesem Gericht 
anhängigen Rechtsstreit 

ANTONIA CAMERA, verheiratete CARACCIOLO, Arasi (Reggio Calabria, Italien), 
Via San Nicola 22, 

gegen 

1. INSTITUT NATIONAL D'ASSURANCE MALADIE-INVALIDITÉ, Brüssel, Avenue de 
Tervuren 211, Kassationsbeklagter, 

2. UNION NATIONALE DES MUTUALITÉS SOCIALISTES, Brüssel, Rue Saint-Jean 
32-38, Kassationsbeklagte, 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung der Ver­
ordnung Nr. 3 des Rates vom 25. September 1958 über die soziale Sicherheit 
der Wanderarbeitnehmer und der Verordnung Nr. 4 des Rates vom 3. De­
zember 1958 zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 

erläßt 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten O. Due, der Richter A. Chloros 
und F. Grévisse; 

Generalanwalt: P. VerLoren van Themaat 
Kanzler: J. A. Pompe, Hilfskanzler 

folgendes 
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URTEIL 

Tatbestand 

Der Sachverhalt, der Verfahrensablauf 
und die nach Artikel 20 der Satzung des 
Gerichtshofes der EWG abgegebenen 
Erklärungen lassen sich wie folgt zusam­
menfassen : 

I — S a c h v e r h a l t und schr i f t l i ches 
V e r f a h r e n 

Frau A. Camera arbeitete in den Jahren 
1964 und 1965 in Belgien. Am 12. Juli 
1965 wurde festgestellt, daß sie nicht 
mehr arbeitsfähig sei, und ihr wurde das 
während des ersten Jahres der Arbeitsun­
fähigkeit zu zahlende Krankengeld ge­
währt. 

Auf ihren Antrag gestattete ihr der Ver­
trauensarzt ihrer Versicherungseinrich­
tung, sich vom 15. November 1965 bis 
zum 14. Dezember 1965 in Italien aufzu­
halten. 

Der in der Folgezeit ausgesprochenen 
Aufforderung ihrer Versicherungsein-
richtung, sich am 30. Dezember 1965 
einer ärztlichen Untersuchung zu unter­
ziehen, leistete sie nicht Folge und teilte 
dieser Versicherungseinrichtung mit, daß 
das nach der belgisch-italienischen Ver­
waltungsvereinbarung von 1950 zustän­
dige italienische Istituto nazionale per 
l'assicurazione contro le malattie (Staat­
liche Krankenversicherungsanstalt; im 
folgenden: INPS) am 5. Januar 1966 ihre 
Gesundung festgestellt habe. Gleichzeitig 
beantragte die Betroffene bei der belgi­
schen Versicherungseinrichtung, ihr das 
Formular F 37 auszustellen, damit sie 
nach Artikel 22 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 4 in Italien Leistungen zur me­

dizinischen Versorgung erhalten könne. 
Von da an wurde ihr kein Krankengeld 
mehr gewährt. 

Frau Camera bestritt daraufhin die Gül­
tigkeit der an sie gerichteten Mitteilung 
über die Entscheidung, die fraglichen 
Krankengeldzahlungen einzustellen, und 
machte geltend, daß diese Mitteilung je­
denfalls keine Rechtsbehelfsbelehrung 
enthalten habe. Außerdem behauptete 
sie, zur Wiederaufnahme der Arbeit 
nicht in der Lage zu sein. 

Am 31. Januar 1966 stellte sie beim 
INPS einen Antrag auf Invaliditätsrente, 
der gemäß den Verordnungen Nrn. 3 
und 4 dem belgischen Institut national 
d'assurance maladie-invalidité (Staatliche 
Anstalt für Kranken- und Invaliditätsver­
sicherung; im folgenden: INAMI) über­
mittelt wurde. 

In der Folgezeit wurde sie vom Conseil 
médical de l'invalidité (Ärzteausschuß 
für Invaliditätsangelegenheiten) für inva­
lide im Sinne des belgischen Rechts (Ar­
tikel 56 Absatz 1 des Gesetzes vom 
9. August 1963) befunden. 

Frau Cameras Antrag auf Invaliditäts­
rente vom 31. Januar 1966 wurde jedoch 
vom INAMI durch Entscheidung vom 
12. Mai 1969 mit der Begründung abge­
lehnt, sie habe als belgische Versicherte 
ihren Anspruch auf Geldleistungen der 
Krankenversicherung nicht geltend ge­
macht oder nicht ausgeschöpft. 

Die Klage, mit der Frau Camera beim 
Tribunal du travail Brüssel die Aufhe­
bung der genannten Entscheidung des 
INAMI sowie die Gewährung einer Inva­
liditätsrente im Rahmen der gemein-
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schaftsrechtlichen Regelung anstrebte, 
wurde am 7. Mai 1976 abgewiesen; ihre 
hiergegen gerichtete Berufung wies die 
Cour du travail Brüssel am 24. Novem­
ber 1977 zurück. 

Die Cour du travail stellte fest, nachdem 
Frau Camera ab 6. Januar 1966 von den 
Leistungen der Kranken- und Invalidi­
tätsversicherung ausgeschlossen worden ' 
sei, habe sie sich nicht mehr in einer der 
in der Verwaltungsvereinbarung vom 
20. Oktober 1950 genannten Situationen 
befunden. Diese Verwaltungsvereinba­
rung, die u. a. die Modalitäten der 
Krankmeldung regele, gelte nach Artikel 
6 Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 4 
im Verhältnis zwischen Italien und Bel­
gien fort. Für Frau Camera sei daher 
weiterhin ausschließlich das belgische 
Recht maßgebend gewesen, wonach der 
Betroffene verpflichtet sei, eine eventu­
elle neuerliche Arbeitsunfähigkeit dem 
Vertrauensarzt seiner belgischen Ver­
sicherungseinrichtung anzuzeigen. Da sie 
ihren Antrag bei der italienischen Ein­
richtung gestellt habe, habe sie das nach 
belgischem Recht vorgeschriebene Ver­
fahren nicht eingehalten. Jedenfalls stehe 
der in Artikel 70 Absatz 1 des Gesetzes 
vom 9. August 1963 niedergelegte 
Grundsatz der Territorialität der Gewäh­
rung von Krankenversicherungsleistun­
gen entgegen, 

„wenn der Betroffene sich zum Zeit­
punkt ihrer Inanspruchnahme nicht tat­
sächlich im belgischen Hoheitsgebiet auf­
hält oder wenn die Leistungen zur medi­
zinischen Versorgung außerhalb des na­
tionalen Hoheitsgebiets erbracht worden 
sind". 

Nachdem Rechtsmittel zur Cour de cas­
sation eingelegt worden war, legte diese 
vor Entscheidung über die beiden wich­
tigsten in dieser Instanz vorgebrachten 
Rügen, nämlich, daß erstens Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 der An­
wendung des Territorialitätsgrundsatzes 

entgegenstehe und zweitens Artikel 83 
der Verordnung Nr. 4 die Unanwend-
barkeit der belgisch-italienischen Verwal­
tungsvereinbarung zur Folge habe, dem 
Gerichtshof folgende drei Fragen vor: 

„1 . Ist im Falle eines Arbeitnehmers, 
dem in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Gemeinschaft Geldlei­
stungen der Kranken- und Invalidi­
tätsversicherung gewährt wurden, 
dem gestattet worden ist, sich zur 
medizinischen Versorgung in einem 
anderen Mitgliedstaat aufzuhalten, 
und der sich in diesem anderen Mit­
gliedstaat nach Ablauf des festge­
setzten Zeitraums weiter unter Vor­
aussetzungen aufgehalten hat, die 
nach dem Recht des Herkunftsstaats 
und nach einer Verwaltungsverein­
barung zwischen den beiden Staaten, 
die nach den EWG-Verordnungen 
Nrn. 3 und 4 über die soziale Si­
cherheit der Wanderarbeitnehmer 
weitergilt, nicht ordnungsgemäß 
sind, Artikel 83 der genannten Ver­
ordnung Nr. 4 dahin auszulegen, 
daß er nicht nur für den Zeitpunkt, 
zu dem eine Erklärung oder ein 
Rechtsbehelf als bei der Behörde, 
dem Träger oder der sonstigen Ein­
richtung eingereicht gilt, die für die 
Entscheidung hierüber zuständig 
sind, sondern auch für die Frage 
maßgeblich ist, ob ein Antrag ord­
nungsgemäß gestellt ist, der an eine 
Behörde, einen Träger oder eine 
sonstige Einrichtung eines anderen 
Mitgliedstaats als des Mitgliedstaats 
gerichtet worden ist, dessen Be­
hörde, Träger oder sonstige Einrich­
tung für die Entscheidung hierüber 
zuständig ist? 

2. Bei Bejahung der Frage 1 : Ist diese 
Vorschrift dahin auszulegen, daß ein 
Antrag, der in der oben dargelegten 
Weise gestellt worden ist, als wirk­
sam anzusehen ist, obwohl der An-
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tragsteiler in dem anderen Staat 
wohnte und dies nach dem Recht 
des Staates der zuständigen Stelle 
nicht ordnungsgemäß war? 

3. Ebenfalls bei Bejahung der Frage 1: 
Steht Artikel 10 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 3 über die soziale Si­
cherheit der Wanderarbeitnehmer 
der Anwendung des in den nationa­
len Rechtsvorschriften, im vorliegen­
den Fall in Artikel 70 Absatz 1 des 
belgischen Gesetzes vom 9. August 
1963, niedergelegten Grundsatzes 
der Territorialität der Leistungen 
durch die Versicherungseinrichtung 
des Herkunftsstaats entgegen?" 

Der Vorlagebeschluß vom 6. April 1981 
ist am 16. April 1981 bei der Kanzlei des 
Gerichtshofes eingegangen. 

Nach Artikel 20 des Protokolls über die 
Satzung des Gerichtshofes der EWG ha­
ben schriftliche Erklärungen eingereicht: 
die Kassationsbeklagte, Frau Camera, 
vertreten durch Rechtsanwalt A. Bayart, 
zugelassen bei der belgischen Cour de 
cassation, am 29. Juni 1981, das Institut 
national d'assurance maladie-invalidité, 
vertreten durch Rechtsanwalt A. Houte-
kier, zugelassen bei der belgischen Cour 
de cassation, am 3. Juli 1981 und die 
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, vertreten durch Herrn J. Am-
phoux als Bevollmächtigten und durch 
Rechtsanwalt G. Vandersanden, Brüssel, 
am 24. Juni 1981. 

Durch Beschluß des Gerichtshofes vom 
26. Oktober 1981 ist die Rechtssache an 
die Zweite Kammer verwiesen worden. 

Auf Bericht des Berichterstatters hat der 
Gerichtshof (Zweite Kammer) nach 
Anhörung des Generalanwalts beschlos­
sen, die mündliche Verhandlung ohne 
vorherige Beweisaufnahme zu eröffnen. 

II — Beim G e r i c h t s h o f nach Ar­
t ikel 20 des P r o t o k o l l s über 
die S a t z u n g des G e r i c h t s h o ­
fes der E W G e i n g e r e i c h t e 
schr i f t l i che E r k l ä r u n g e n 

1. Die Kassationsbeklagte im Aus­
gangsverfahren, Frau Camera, macht gel­
tend, nach dem Wortlaut des Artikels 83 
der Verordnung Nr. 4 und nach dem Ur­
teil des Gerichtshofes in der Rechtssache 
108/75 (Balsamo/INAMI) sei die erste 
Frage zu bejahen. 

Zur zweiten Frage trägt die Kassations­
beklagte vor, Artikel 83 der Verordnung 
Nr. 4 sehe keine Ausnahme für den Fall 
vor, daß der Betroffene rechtswidrig in 
einem anderen Mitgliedstaat als dem 
Staat der zuständigen Stelle wohne. Da­
her sei es mit dem Geist der gemein­
schaftsrechtlichen Regelung der sozialen 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer nicht 
vereinbar, dem Betroffenen die Anwen­
dung von Artikel 83 der Verordnung 
Nr. 4 zu versagen, wenn die rechtswid­
rige Abwesenheit des Betroffenen nicht 
auf betrügerischer Absicht, sondern le­
diglich auf der bloßen Unkenntnis der 
Gesamtheit der einschlägigen Vorschrif­
ten beruhe, wie dies hier der Fall sei. 

Die Kassationsklägerin im Ausgangsver­
fahren schlägt vor, auch die dritte Frage 
in Analogie zu den Erwägungen, die sie 
im Rahmen der auf die zweite Frage zu 
gebenden Antwort angestellt habe, zu be­
jahen. 

2. Das Institut national d'assurance ma­
ladie-invalidité, der Kassationsbeklagte 
im Ausgangsverfahren, analysiert in sei­
nen schriftlichen Erklärungen Artikel 83 
der Verordnung Nr. 4 und Artikel 10 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 3. 

Zu Artikel 83 trägt das INAMI vor, er 
betreffe nicht die Ordnungsmäßigkeit 
des Antrags, sondern nur den als Tag 
der Einreichung der Anträge zu berück-
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sichtigenden Zeitpunkt. Daher sei die er­
ste Frage zu verneinen. 

Ferner beharrt das INAMI darauf, daß 
Frau Camera sich infolge der rechtswid­
rigen Verlegung ihres Wohnorts nach 
Italien nicht in einer der durch die ge­
meinschaftsrechtliche Regelung erfaßten 
Situationen befinde. Sie habe, nachdem 
das INPS ihre Arbeitsfähigkeit festge­
stellt habe, ihre Tätigkeit nicht wieder­
aufgenommen und dadurch ihre Stellung 
als belgische Versicherte verloren, ohne 
andererseits die Stellung einer nach der 
italienischen Regelung versicherten Per­
son zu erlangen. Auch habe sie ihre Ver­
sicherung zu keinem Zeitpunkt über eine 
eventuelle neuerliche Arbeitsunfähigkeit 
unterrichtet. Daraus folge, daß es den 
übrigen Vorschriften der gemeinschafts­
rechtlichen Regelung widerspräche, Arti­
kel 83 der Verordnung Nr. 4 die Trag­
weite zuzuschreiben, die ihm nach An­
sicht der Kassationsklägerin zukomme. 

Zur Tragweite von Artikel 10 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 3 trägt das INAMI 
vor, er sei auf dem Gebiet der Invalidi­
tätsversicherung nicht anwendbar. Der 
Begriff „Renten" umfasse nicht Leistun­
gen der Krankenversicherung. Da Frau 
Camera am 12. Juli 1965 arbeitsunfähig 
geworden sei, könne sie keinen Anspruch 
auf die Leistungen der belgischen Invali­
ditätsversicherung erheben. Im Januar 
1966 habe sie das während des ersten 
Jahres der Arbeitsunfähigkeit zu gewäh­
rende Krankengeld erhalten; wenn sie 
nach der Entscheidung über die Wieder­
erlangung der Arbeitsfähigkeit ein zwei­
tes Mal arbeitsunfähig geworden sein 
sollte, hätte sie einen neuen Antrag auf 
diese Krankengeldzahlungen stellen müs­
sen. 

3. Die Kommission stellt in ihren Vor­
bemerkungen fest, der Aufenthalt von 
Frau Camera in Italien sei insofern nicht 
ordnungsgemäß gewesen, als er ihr nicht 

von ihrer belgischen Versicherungsein­
richtung gestattet worden sei. Deshalb 
gehe die Frage ihrer Ansicht nach dahin, 
ob ein Antrag auf Geldleistungen wegen 
Krankheit oder ein gegen die Versagung 
solcher Leistungen gerichteter Rechtsbe­
helf unter den im vorliegenden Fall gege­
benen Voraussetzungen zulässig sei. 

Zur Auslegung von Artikel 83 der Ver­
ordnung Nr. 4 trägt die Kommission vor, 
er stelle eine Vorschrift dar, durch die 
den Wanderarbeitnehmern ihr Vorgehen 
in verwaltungsmäßiger Hinsicht erleich­
tert werden solle. Er könne keine andere 
Wirkung als die haben, daß Anträge 
oder Rechtsbehelfe in dem Sinne als ord­
nungsgemäß anzusehen seien, als ihre 
Einreichung bei einer Einrichtung eines 
anderen Mitgliedstaats als Einreichung 
bei der zuständigen Einrichtung gelte. 
Nach Ansicht der Kommission setzt die 
Beantwortung der ersten beiden Fragen 
die Auslegung von Artikel 19 Absätze 2 
und 3 der Verordnung Nr. 3 voraus, weil 
die belgisch-italienische Verwaltungsver­
einbarung, die den beiden ersten Fragen 
zugrunde liege, im Anhang 6 der Ver­
ordnung Nr. 4 aufgeführt sei und daher 
lediglich an die Stelle der Anwendungs­
modalitäten des Artikels 19 der Verord­
nung Nr. 3 trete. 

Nach Artikel 19 Absatz 2 hänge der 
Fortbestand des Anspruchs auf Leistun­
gen, seien es Sach- oder Geldleistungen, 
von der Zustimmung des zuständigen 
Trägers ab. Gestützt auf eine analoge 
Anwendung der Rechtsprechung des Ge­
richtshofes im Urteil in der Rechtssache 
117/77 vom 16. März 1978 (Pierik, Slg. 
S. 825) vertritt die Kommission die An­
sicht, die Befugnis des zuständigen Trä­
gers, sich auf die Versagung der Zustim­
mung zu berufen, sei durch das eigent­
liche Ziel der gemeinschaftsrechtlichen 
Regelung begrenzt, sicherzustellen, daß 
der Arbeitnehmer in jedem Mitgliedstaat 
die seinem Zustand angemessene Be­
handlung in Anspruch nehmen könne. 
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Daraus folge, daß insoweit, als die Über­
prüfung der Arbeitsunfähigkeit des Be­
rechtigten dank den auf Gemeinschafts­
ebene oder auf bilateraler Ebene getrof­
fenen Bestimmungen möglich sei, an dem 
Erfordernis der Zustimmung nicht mehr 
festgehalten werden könne, weil es dem 
in Artikel 51 Buchstabe b EWG-Vertrag 
niedergelegten Grundsatz widerspräche. 
Lege man aber Artikel 19 Absatz 2 der 
Verordnung Nr. 3 dahin gehend aus, 
daß die Erhaltung des Anspruchs auf 
Geldleistungen von der Zustimmung des 
zuständigen Trägers abhängig sei, so ge­
fährde man damit die Erreichung des 
grundlegenden Zieles des Vertrages im 
Bereich der sozialen Sicherheit, das darin 
bestehe, zugunsten der Arbeitnehmer in 
der Gemeinschaft möglichst günstige 
Voraussetzungen für die Verwirklichung 
der Freizügigkeit und der Freiheit der 
Wahl des Arbeitsplatzes zu schaffen. 
Zur dritten Frage, die die Auslegung von 
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 3 betrifft, vertritt die Kommission 
die Ansicht, diese Vorschrift sei im vor­
liegenden Fall nicht anwendbar, weil 
darunter ausschließlich Renten und Ster­
begelder fielen, während das Problem 
der vorliegenden Rechtssache den An­
spruch auf Geldleistungen wegen Krank­
heit betreffe. 

Rein vorsorglich trägt die Kommission 
vor, durch die genannte Vorschrift soll­
ten die Betroffenen gegen die Nachteile 
geschützt werden, die sich aus der Verle­
gung ihres Wohnorts von einem in einen 
anderen Mitgliedstaat ergäben. Wenn die 
Gewährung der Leistung daher nach 
dem Recht eines Mitgliedstaats von der 
Erfüllung einer Voraussetzung hinsicht­
lich des Wohnorts abhängig sei, so recht­
fertige der Umstand, daß der Betroffene 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied­
staats wohne, weder eine Änderung noch 
den Entzug, noch die Anordnung des 
Ruhens der Leistung. 

Die Kommission gelangt zu folgendem 

Ergebnis : 

„Die Antwort auf die Fragen der Cour 
de cassation besteht in Wirklichkeit nur 
in der Auslegung von Artikel 19 Absätze 
2 und 6 der Verordnung Nr. 3. Diese 
Vorschriften gewährleisten, daß Arbeit­
nehmer, die sich im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats als des zuständi­
gen Staats aufhalten, ihren Anspruch auf 
Geldleistungen wegen Krankheit behal­
ten, sofern die Voraussetzungen, die 
nicht die Anwesenheit des Betroffenen 
im Hoheitsgebiet des zuständigen Mit­
gliedstaats betreffen, erfüllt sind und der 
Betroffene sich der für diesen Fall vorge­
sehenen Kontrolle unterzieht. 

Der Umstand, daß der Betroffene seinen 
Aufenthalt länger ausgedehnt hat, als 
ihm vom zuständigen Träger gestattet 
worden ist, kann keinen Einfluß auf die 
Rechtswirksamkeit eines Antrags auf 
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit des 
Betroffenen oder auf einen Rechtsbehelf 
haben, der auf die Aufhebung einer Ent­
scheidung gerichtet ist, durch die der Be­
troffene für arbeitsfähig erklärt wurde." 

I I I — M ü n d l i c h e V e r h a n d l u n g 

In der Sitzung vom 3. Dezember 1981 
haben das Institut national d'assurance 
maladie-Invalidité, vertreten durch 
Rechtsanwalt A. Houtekier, zugelassen 
bei der belgischen Cour de cassation, 
und die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, vertreten durch Herrn 
J. Amphoux als Bevollmächtigten und 
durch Rechtsanwalt G. Vandersanden, 
Brüssel, mündliche Ausführungen ge­
macht. 

Der Generalanwalt hat seine Schlußan­
träge in der Sitzung vom 28. Januar 1982 
vorgetragen. 
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Entscheidungsgründe 

1 Die belgische Cour de cassation hat mit Beschluß vom 6. April 1981, beim 
Gerichtshof eingegangen am 16. April 1981, gemäß Artikel 177 EWG-Ver­
trag drei Fragen nach der Auslegung der Verordnung. Nr. 3 des Rates vom 
25. September 1958 über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
(ABl. 1958, S. 561) und der Verordnung Nr. 4 des Rates vom 3. Dezember 
1958 zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 (ABl. 1958, 
S. 597) zur Vorabentscheidung vorgelegt. Diese Fragen stellen sich in einem 
Verfahren zur Entscheidung über eine Kassationsbeschwerde gegen ein Ur­
teil der Cour du travail Brüssel, das ein Urteil des Tribunal du travail Brüssel 
bestätigte, durch das die auf die Zahlung einer Invaliditätsrente durch das 
Institut national d'assurance maladie-invalidité (Staatliche Anstalt für Kran­
ken- und Invaliditätsversicherung; INAMI) gerichtete Klage Frau Cameras 
abgewiesen worden war. 

2 Am 12. Juli 1965 wurde Frau Camera, die Kassationsklägerin, in Belgien für 
arbeitsunfähig befunden. Am 9. November 1965 gestattete ihr der Arzt ihrer 
Versicherungseinrichtung, der Union nationale des mutualités socialistes, sich 
einen Monat lang, nämlich vom 15. November bis zum 14. Dezember 1965, 
in Italien aufzuhalten. Da sie nach Ablauf dieser Frist nicht nach Belgien 
zurückgekehrt war, leistete sie der Aufforderung des Arztes ihrer Versiche­
rungseinrichtung, sich am 30. Dezember 1965 einer ärztlichen Untersuchung 
zu unterziehen, nicht Folge. Aufgrund einer Untersuchung, die das nach der 
belgisch-italienischen Verwaltungsvereinbarung vom 20. Oktober 1950 zu­
ständige italienische Istituto nazionale per l'assicurazione contro le malattie 
(Staatliche Krankenversicherungsanstalt; INPS) am 5. Januar 1966 durchge­
führt hatte, wurde sie wieder für arbeitsfähig erklärt und die Auszahlung von 
Krankengeld an sie mit Wirkung vom genannten Tag eingestellt. Am 31. Ja­
nuar 1966 stellte sie gemäß den Verordnungen Nrn. 3 und 4 über das INPS 
beim INAMI einen Antrag auf Invaliditätsrente. Jedoch legte sie gegen die 
Entscheidung über die Einstellung der Krankengeldzahlungen an sie keinen 
Rechtsbehelf ein und machte auch nicht geltend, weiter arbeitsunfähig zu 
sein. Am 26. November 1966 wurde ihre Arbeitsunfähigkeit in Italien aner­
kannt. Ihr Antrag auf Gewährung einer Invaliditätsrente wurde jedoch am 
31. Mai 1968 durch Entscheidung des INAMI, dem dieser Antrag übermittelt 
worden war, mit der Begründung abgelehnt, sie habe sich ohne vorherige 
Zustimmung seines Vertrauensarztes in Italien aufgehalten. Diese ablehnende 
Entscheidung wurde am 12. Mai 1969 mit der weiteren Begründung auf­
rechterhalten, die Antragstellerin habe als belgische Versicherte ihren An-
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spruch auf Geldleistungen der Krankenversicherung nicht geltend gemacht 
oder nicht ausgeschöpft, wie das belgische Gesetz vom 9. August 1963 es 
vorschreibe. 

3 Das Berufungsurteil der Cour du travail Brüssel bestätigte das Urteil des Tri­
bunal du travail Brüssel, durch das die Klage der Betroffenen mit der Be­
gründung abgewiesen worden war, nachdem Frau Camera ab 6. Januar 1966 
von den Leistungen der Kranken- und Invaliditätsversicherung ausgeschlos­
sen worden sei, habe sie sich nicht mehr in einer der Situationen befunden, 
auf die die belgisch-italienische Verwaltungsvereinbarung vom 20. Oktober 
1950 anzuwenden sei, die nach Artikel 6 Absätze 1 und 2 der Verordnung 
Nr. 4 fortgelte und die Modalitäten der Krankenmeldung regele. Für die 
Betroffene sei daher bei Einreichung ihres Antrags auf Invaliditätsrente beim 
INPS ausschließlich das belgische Recht maßgebend gewesen. Danach sei ihr 
Antrag auf Invaliditätsrente nicht ordnungsgemäß gestellt, weil sie ihre 
neuerliche Arbeitsunfähigkeit nicht ihrer Versicherungseinrichtung in Belgien 
angezeigt habe; jedenfalls könne sie nach Artikel 70 Absatz 1 des fraglichen 
belgischen Gesetzes, in dem der Grundsatz der Territorialität der Gewäh­
rung von Krankenversicherungsleistungen niedergelegt sei, keine Zahlungen 
wegen Arbeitsunfähigkeit erhalten. 

4 In ihrer Kassationsbeschwerde machte Frau Camera unter anderem geltend, 
ihr beim INPS eingereichter Antrag auf Invaliditätsrente, der eine Krankmel­
dung enthalte, gelte nach Artikel 83 der Verordnung Nr. 4 als Erklärung 
gegenüber der zuständigen belgischen Stelle; außerdem sei der Grundsatz 
der Territorialität nicht mehr anwendbar, weil er nicht im Einklang mit Arti­
kel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 stehe. 

5 Im Hinblick auf die Lösung dieses Problems hat die Cour de cassation dem 
Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

„1 . Ist im Falle eines Arbeitnehmers, dem in einem Mitgliedstaat der Euro­
päischen Gemeinschaft Geldleistungen der Kranken- und Invaliditätsver­
sicherung gewährt wurden, dem gestattet worden ist, sich zur medizini­
schen Versorgung in einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten, und der 
sich in diesem anderen Mitgliedstaat nach Ablauf des festgesetzten Zeit­
raums weiter unter Voraussetzungen aufgehalten hat, die nach dem 
Recht des Herkunftsstaats und nach einer Verwaltungsvereinbarung zwi-

2221 



URTEIL VOM 10. 6. 1982 — RECHTSSACHE 92/81 

sehen den beiden Staaten, die nach den EWG-Verordnungen Nrn. 3 und 
4 über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer weitergilt, nicht 
ordnungsgemäß sind, Artikel 83 der genannten Verordnung Nr. 4 dahin 
auszulegen, daß er nicht nur für den Zeitpunkt, zu dem eine Erklärung 
oder ein Rechtsbehelf als bei der Behörde, dem Träger oder der sonsti­
gen Einrichtung eingereicht gilt, die für die Entscheidung hierüber zu­
ständig sind, sondern auch für die Frage maßgeblich ist, ob ein Antrag 
ordnungsgemäß gestellt ist, der an eine Behörde, einen Träger oder eine 
sonstige Einrichtung eines anderen Mitgliedstaats als des Mitgliedstaats 
gerichtet worden ist, dessen Behörde, Träger oder sonstige Einrichtung 
für die Entscheidung hierüber zuständig ist? 

2. Bei Bejahung der Frage 1 : Ist diese Vorschrift dahin auszulegen, daß ein 
Antrag, der in der oben dargelegten Weise gestellt worden ist, als wirk­
sam anzusehen ist, obwohl der Antragsteller in dem anderen Staat 
wohnte und dies nach dem Recht des Staates der zuständigen Stelle 
nicht ordnungsgemäß war? 

3. Ebenfalls bei Bejahung der Frage 1: Steht Artikel 10 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 3 über die soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer der 
Anwendung des in den nationalen Rechtsvorschriften, im vorliegenden 
Fall in Artikel 70 Absatz 1 des belgischen Gesetzes vom 9. August 1963, 
niedergelegten Grundsatzes der Territorialität der Leistungen durch die 
Versicherungseinrichtung des Herkunftsstaats entgegen?" 

Zur ersten und zweiten Frage 

6 Artikel 83 der Verordnung Nr. 4, auf den sich die erste Frage der Cour de 
cassation bezieht, lautet: „Der Tag, an dem Anträge, Erklärungen oder 
Rechtsmittel bei einer Behörde, einem Träger oder einer sonstigen Einrich­
tung eines anderen Mitgliedstaats eingereicht worden sind, gilt als Tag der 
Einreichung bei der Behörde, dem Träger oder der Einrichtung, die dafür 
zuständig sind." 

7 Schon aus dem Wortlaut dieser Vorschrift geht hervor, daß sie die Stellung 
von Anträgen durch Wanderarbeitnehmer betrifft. Sie soll angesichts der 
Kompliziertheit der Verwaltungsverfahren in den verschiedenen Mitglied­
staaten den Betroffenen ihr Vorgehen in verwaltungsmäßiger Hinsicht er­
leichtern und außerdem vermeiden helfen, daß die Betroffenen aus rein for-
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malen Gründen ihre Ansprüche verlieren können. Daher hat die Stellung 
eines Antrags bei einer Behörde, einem Träger oder einer sonstigen Einrich­
tung eines anderen als desjenigen Mitgliedstaats, der die Leistung zu erbrin­
gen hat, dieselben Wirkungen, wie wenn dieser Antrag unmittelbar bei der 
zuständigen Stelle des letztgenannten Staats eingereicht worden wäre. 

8 Dagegen darf man dieser Vorschrift keine so weit gehende Tragweite bei­
messen, daß sie sich außer auf Verfahrensfragen auch auf die im Einzelfall 
anzuwendenden materiellrechtlichen Vorschriften bezöge. 

9 Es ist daher zu antworten, daß Artikel 83 der Verordnung Nr. 4 dahin ge­
hend auszulegen ist, daß die Stellung eines Antrages bei einer Behörde, 
einem Träger oder einer sonstigen Einrichtung eines anderen als desjenigen 
Mitgliedstaats, der die Leistung zu erbringen hat, dieselben Wirkungen hat, 
wie wenn dieser Antrag unmittelbar bei der zuständigen Stelle des letztge­
nannten Staats eingereicht worden wäre. Diese Auslegung steht im übrigen 
mit der Systematik der Verordnung Nr. 4 im Einklang, die insoweit lediglich 
verhindern will, daß Wanderarbeitnehmer allein wegen Verwaltungsformali­
täten Ansprüche verlieren. Daraus folgt, daß Artikel 83 der Verordnung 
Nr. 4 nicht die im Einzelfall anzuwendenden materiellrechtlichen Vorschrif­
ten betrifft. 

10 Der Umstand, daß der Betroffene in dem Staat gewohnt hat, wo er seinen 
Antrag gestellt hat, und daß dies nach dem Recht des Staats der zuständigen 
Stelle nicht ordnungsgemäß war, berührt die soeben gegebene Antwort in 
keiner Weise. 

Zur dritten Frage 

1 1 Die dritte Frage des vorlegenden Gerichts geht dahin, ob Artikel 10 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 3 es verbietet, daß der Träger des zuständigen Staats, 
bei dem die Leistung beantragt wird, den Grundsatz der Territorialität an­
wendet, der im innerstaatlichen Recht des Staats, nämlich nach den Ausfüh­
rungen des vorlegenden Gerichts in Artikel 70 Absatz 1 des belgischen Ge­
setzes vom 9. August 1963, niedergelegt ist. Die genannte nationale Vor­
schrift lautet: 
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„Außer in vom König vorgesehenen Ausnahmefällen werden die in diesem 
Gesetz vorgesehenen Leistungen nicht gewährt, wenn der Betroffene sich 
zum Zeitpunkt ihrer Inanspruchnahme nicht tatsächlich im belgischen Ho­
heitsgebiet aufhält oder wenn die Leistungen zur medizinischen Versorgung 
außerhalb des nationalen Hoheitsgebiets erbracht worden sind." 

12 Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 lautet: „Die Renten und Sterbe­
gelder, die nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitgliedstaaten 
erworben worden sind, dürfen nicht deshalb gekürzt, geändert, zum Ruhen 
gebracht . .. werden, weil der Berechtigte im Hoheitsgebiet eines anderen als 
dem des Mitgliedstaats wohnt, in dem der verpflichtete Träger seinen Sitz 
hat." 

1 3 Nach Artikel 26 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 gilt diese Vorschrift für 
Leistungen bei Invalidität entsprechend. 

1 4 Wie der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung, unter anderem in seinem Ur­
teil vom 7. November 1973 in der Rechtssache 51/73 (Smieja, Slg. S. 1213), 
bereits ausgeführt hat, soll Artikel 10 die Freizügigkeit der Arbeitnehmer da­
durch fördern, daß die Betroffenen gegen Nachteile geschützt werden, die 
sich aus der Verlegung ihres Wohnsitzes von einem Mitgliedstaat in einen 
anderen ergeben könnten. Dies bedeutet nicht nur, daß dem Betroffenen sein 
Anspruch auf Renten und Sterbegelder, die nach den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten erworben worden sind, selbst nach 
Verlegung seines Wohnortes in einen anderen Mitgliedstaat erhalten bleibt, 
sondern auch, daß ihm der Erwerb eines solchen Anspruchs nicht allein des­
halb versagt werden kann, weil er nicht im Hoheitsgebiet des Staats wohnt, 
in dem der verpflichtete Träger seinen Sitz hat. 

15 Außerdem ist zweckmäßigerweise darauf hinzuweisen, daß diese Frage für 
Leistungen bei Krankheit in Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3 gere­
gelt ist. Diese Vorschrift sieht zwar vor, daß ein Arbeitnehmer oder ein ihm 
Gleichgestellter bei Verlegung seines Wohnorts in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaats seine Ansprüche auf Leistungen wegen Krankheit be­
hält; sie schreibt aber zugleich vor, daß der Betroffene „die Zustimmung des 
zuständigen Trägers einholen [muß, und] dieser . . . die Gründe für den 
Wechsel gebührend zu berücksichtigen [hat]". Es ist jedoch hervorzuheben, 
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daß diese Vorschrift nur für Leistungen bei Krankheit, nicht aber für Lei­
stungen bei Invalidität gilt. 

16 Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, daß Artikel 10 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 3 dahin gehend auszulegen ist, daß die Versicherungsein­
richtung des Herkunftsstaats den von dem nationalen Gericht angeführten 
Grundsatz der Territorialität nicht auf Leistungen bei Invalidität anwenden 
darf. 

K o s t e n 

17 Die Auslagen der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, die Erklä­
rungen beim Gerichtshof eingereicht hat, sind nicht erstattungsfähig. 

18 Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das vorliegende Verfahren ein 
Zwischenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit; 
die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 

Aus diesen Gründen, 

hat 

DER GERICHTSHOF (Zweite Kammer) 

auf die ihm von der belgischen Cour de cassation mit Beschluß vom 6. April 
1981 vorgelegten Fragen für Recht erkannt: 

1. Artikel 83 der Verordnung Nr. 4 des Rates vom 3. Dezember 1958 ist 
dahin gehend auszulegen, daß die Stellung eines Antrages bei einer 
Behörde, einem Träger oder einer sonstigen Einrichtung eines ande­
ren als desjenigen Mitgliedstaats, der die Leistung zu erbringen hat, 
dieselben Wirkungen hat, wie wenn dieser Antrag unmittelbar bei der 
zuständigen Stelle des letztgenannten Staats eingereicht worden wäre. 

2. Der Umstand, daß der Betroffene in dem Staat gewohnt hat, wo er 
seinen Antrag gestellt hat, und daß dies nach dem Recht des zuständi-

2225 



SCHLUSSANTRÄGE DES HERRN VERLOREN VAN THEMAAT — RECHTSSACHE 92/81 

gen Staats nicht ordnungsgemäß war, ändert nichts daran, daß die 
Stellung dieses Antrags dieselben Wirkungen hat, wie wenn der An­
trag unmittelbar bei der zuständigen Stelle des Herkunftsstaats einge­
reicht worden wäre. 

3. Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung Nr. 3 des Rates vom 25. Septem­
ber 1958 ist dahin gehend auszulegen, daß die Versicherungseinrich­
tung des Herkunftsstaats den von dem nationalen Gericht angeführ­
ten Grundsatz der Territorialität nicht auf Leistungen bei Invalidität 
anwenden darf. 

Due Chloros Grévisse 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 10. Juni 1982. 

Der Kanzler 

Im Auftrag 

H. A. Rühl 
Hauptverwaltungsrat 

Der Präsident der Zweiten Kammer 

O. Due 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PIETER VERLOREN VAN THEMAAT 

V O M 28. JANUAR 1982 1 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Einleitung 

Frau Camera wurde am 12. Juli 1965 in 
Belgien für arbeitsunfähig erklärt. Am 
9. November 1965 wurde ihr vom Arzt 
ihres Versicherungsträgers, der Union 
nationale des mutualités socialistes 

(UNMS), gestattet, sich vom 15. No­
vember bis zum 14. Dezember in Italien 
aufzuhalten. Von diesem Aufenthalt 
kehrte sie jedoch nicht zurück. Nachdem 
sie einer Aufforderung zu einer ärzt­
lichen Untersuchung in Belgien nicht 
Folge geleistet hatte, wurde sie vom zu­
ständigen italienischen Versicherungsträ­
ger im Rahmen der zweiseitigen Verwal-

1 — Aus dem Niederländischen übersetzt. 
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